
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Eva-Maria Schreiber, Petra Pau, 
Matthias W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 19/28030 –

Einsatz von Beamtinnen und Beamten aus Bundesministerien, dem 
Bundeskanzleramt oder Bundesbehörden in der Privatwirtschaft

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Im Jahr 2004 wurde das Personalaustauschprogramm „Öffentliche Hand – 
Privatwirtschaft“ ins Leben gerufen. Dies erfolgte unter der Zielsetzung, fach-
liche Kompetenz aus der Privatwirtschaft in Bundesministerien und Bundes-
behörden zu befördern. Gleichzeitig ist es im Rahmen dieses Programms mög-
lich, dass Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte in die Privatwirtschaft wech-
seln. Der Tätigkeitswechsel ist zeitlich beschränkt und führt in der Regel nicht 
zu einer Veränderung im früheren Arbeitsverhältnis. Über den Einsatz externer 
Personen in der Verwaltung berichtet die Bundesregierung jährlich. Einen 
Überblick über die Anzahl und konkreten Fälle von Beamtinnen und Beamten 
aus Bundesministerien und Bundesbehörden, welche in der Privatwirtschaft 
eingesetzt sind bzw. eine Tätigkeit in der Privatwirtschaft ausüben, gibt es 
nach Kenntnisstand der Fragestellenden nicht. Einzelfälle wie etwa ein be-
urlaubter Beamter des Auswärtigen Amts, der seit Februar 2014 den Bereich 
„Internationale und Europäische Politik bei der Volkswagen AG leitet, basie-
ren auf journalistischen Recherchen (www.taz.de/!5477885). Die letzte Kleine 
Anfrage hierzu ist nach Kenntnisstand der Fragestellenden aus dem Jahr 2018 
(Bundestagsdrucksache 19/1511). Darin bewertet die Bundesregierung das 
Personalaustauschprogramm durchweg positiv und erkennt weder allgemeine 
Interessenkonflikte, noch, wie im Einzelfall des Volkswagenmitarbeiters, be-
sondere Konsequenzen auch vor dem Hintergrund des Abgasskandals des 
niedersächsischen Automobilbauers.

Zum Komplex Sonderurlaub für Bundesbeamte zum Einsatz in Bundesbehör-
den im Hinblick auf private Sicherheitsunternehmen hatte bereits eine frühere 
Kleine Anfrage (Bundestagsdrucksache 19/11947) einiges Licht ins Dunkel 
gebracht. Von aktuellem Interesse sind Berichte über die Beteiligung von 
deutschen Polizisten bei der Firma Asgaard und ggf. weiteren solchen Sicher-
heitsfirmen, die Fragen nach den Umständen der Bewilligung von Beurlau-
bungen von Bundesbeamten der Sicherheitsbehörden des Bundes und aktiven 
bzw. Bundeswehrsoldaten im Ruhestand im Hinblick auf deren Beamten- bzw. 
soldatenrechtliche Grundlage (siehe https://wwww.tagesschau.de/investigativ/
kontraste/bundeswehr-asgaard-rechtsradikale-101.html).
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V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Wie bei vergleichbaren parlamentarischen Fragen werden unter „Bundesminis-
terien, Bundeskanzleramt und Bundesbehörden“ das Bundeskanzleramt 
(BKAmt), alle Bundesministerien, die Beauftragte der Bundesregierung für 
Kultur und Medien (BKM) und das Presse- und Informationsamt der Bundes-
regierung (BPA) sowie ihre Geschäftsbereichsbehörden (die nachgeordneten 
Behörden, soweit es sich um Behörden der unmittelbaren Bundesverwaltung 
handelt) verstanden. Dem Bundesministerium für Bildung und Forschung, 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung so-
wie BPA ist kein entsprechender Geschäftsbereich zugeordnet.
Unter dem in Frage 1 angegebenen Zeitraum Januar 2018 bis heute wird der 
Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum 26. März 2021 verstanden.
Außer bei Fragen 1 und 4 beziehen sich alle anderen Fragen laut Fragestellung 
bzw. hiesigem Verständnis auf die 19. Legislaturperiode und den Zeitraum vom 
24. Oktober 2017 bis zum 26. März 2021.

 1. Wie viele Beamtinnen und Beamte aus Bundesministerien, dem Bundes-
kanzleramt oder Bundesbehörden haben seit Januar 2018 bis heute einen 
Einsatz bzw. eine Tätigkeit in der Privatwirtschaft im Rahmen einer Zu-
weisung aufgenommen (bitte die entsendende Institution, aufnehmende 
Institution der Privatwirtschaft, Anzahl der entsendeten Beamten, Zeit-
raum und Einsatzdauer des jeweiligen beamten einzeln ausgewiesen, 
Aufgaben bzw. Einsatzgebiet des Beamten, besondere Auflagen für den 
Beamten nennen)?

a) Durch wen wurde der Einsatz konkret angeordnet, und mit welcher 
Begründung?

b) Handelte es sich um einen Austausch?

Wenn ja, bitte angeben, wer der bzw. die Austauschpartner oder Aus-
tauschpartnerin war?

c) Wie wurde über die Einsatzstellen bzw. aufnehmenden Institutionen 
entschieden?

d) Wurden die Bezüge der Beamten oder des Beamten weiterhin durch 
die entsendende Behörde weiter gezahlt?

Auf welcher Grundlage wurde hierüber entschieden?

e) Gab es Beamte, die während oder unmittelbar nach Ende des Ein-
satzes im Rahmen der Zuweisung aus ihrem Beamtenverhältnis ent-
lassen wurden?

Wenn ja, wie viele waren das, und was waren die Gründe?

f) Gab es Fälle, in denen erfolgte Zuweisungen durch Bundesministe-
rien, Bundeskanzleramt oder Bundesbehörden nach § 29 Absatz 1 
Nummer 2 des Bundesbeamtengesetzes (BBG) im Nachhinein ver-
sagt wurden (zum Beispiel durch eine höhere Behörde bzw. Instanz 
oder einen Gerichtsbeschluss)?

Wenn ja, durch wen wurde die Zuweisung gestoppt, wie viele waren 
das, und warum erfolgte der Stopp?

Die Fragen 1 bis 1f werden gemeinsam beantwortet.
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Besondere Auflagen, die über die üblichen Beschränkungen des öffentlichen 
Dienstrechts hinausgehen, erfolgten nicht.
Im Übrigen wird zur Beantwortung auf die Anlage 1* verwiesen.

 2. Wie viele externe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurden in der 
19. Legislaturperiode eingesetzt im (bitte nach der nächsthöheren Orga-
nisationsebene über der niedrigsten organisationsebene, mit Nennung der 
entsendenden Organisation, mit Darstellung der durchschnittlichen Ent-
sendungsdauer sowie inwieweit Kostenerstattung an die entsendende 
Stelle gewährt wurde, differenzieren):

a) Bundeskanzleramt;

b) Bundespresseamt;

c) Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie;

d) Auswärtiges Amt;

e) Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat;

f) Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz;

g) Bundesministerium der Finanzen;

h) Bundesministerium für Arbeit und Soziales;

i) Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz;

j) Bundesministerium der Verteidigung;

k) Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend;

l) Bundesministerium für Gesundheit;

m) Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur;

n) Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit;

o) Bundesministerium für Bildung und Forschung;

p) Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung?

Die Frage nach den jeweiligen aufnehmenden Organisationseinheiten betreffen 
den Bereich der Selbstorganisation der Behörde.
Diesbezügliche Informationen haben rein administrativen Charakter. Die Über-
mittlung solcher verwaltungsinternen Daten unterbleibt daher.
Zur Beantwortung wird auf die Anlage 2* verwiesen.

 3. Wie viele Anträge von Beamtinnen und Beamten aus Bundesministerien, 
dem Bundeskanzleramt oder Bundesbehörden auf Sonderurlaub mit dem 
Zweck der Aufnahme einer Tätigkeit in der Privatwirtschaft wurden seit 
Anfang der 19. Wahlperiode nicht genehmigt (bitte mit Nennung der Ins-
titution des Antragstellers, der gewünschten aufnehmenden Institution, 
des Zeitpunkts des Antrags, der beantragten Dauer der Beurlaubung, des 
möglichen Aufgaben- bzw. Einsatzgebiets auflisten)?

Sofern die gewünschte Information zu diesen verwaltungsinternen Vorgängen 
für die parlamentarische Kontrolle überhaupt Relevanz entfalten kann, ist sie 

* Von einer Drucklegung der Anlagen wird abgesehen. Diese sind auf Bundestagsdrucksache 19/28224 auf der Internet-
seite des Deutschen Bundestages abrufbar.
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zumindest mit zumutbarem Aufwand nicht zu recherchieren. Informationen im 
Sinne der Fragestellung liegen in den Behörden jeweils lediglich in Papierform 
vor, weshalb eine manuelle Auswertung aller Personalakten aller Beamten der 
Behörden der Bundesregierung vorzunehmen wäre. Dies würde innerhalb der 
Personalreferate der betroffenen Behörden erhebliche Arbeitskraft binden, so-
dass die termingerechte Erledigung der Fachaufgaben gefährdet wäre.

 4. Ist ein beurlaubter Beamter, der bei Volkswagen als Leiter des Bereichs 
Internationale und Europäische Politik tätig ist oder gewesen ist, der zu-
vor persönlicher Referent verschiedener Staatssekretäre und ab Leiter des 
Büros Staatssekretäre im Auswärtigen Amt war, bevor er 2009 Gesandter 
und Ständiger Vertreter des deutschen Botschafters in Washington wur-
de, inzwischen ins Auswärtige Amt zurückgekehrt (siehe Antwort zu 
Frage 7 auf Bundestagsdrucksache 19/1511)?

Falls nein, steht ihm diese Rückkehr immer noch offen, und für wie 
lange ist eine Rückkehr möglich?

Der Beschäftigte ist weiterhin beurlaubt. Im Übrigen wird auf die Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf Bundes-
tagsdrucksache 19/1511 verwiesen.

 5. Wurde seit Beginn der 19. Wahlperiode nach § 24 der Sonderurlaubsver-
ordnung (SUrlV) Beamtinnen und Beamten aus einem Bundesministe-
rium, dem Bundeskanzleramt oder einer Bundesbehörde der Sonder-
urlaub im Zusammenhang mit deren Tätigkeit in der Privatwirtschaft 
widerrufen, und wenn ja, wie vielen, und mit welcher Begründung (bitte 
auflisten)?

Behörde: Bundeseisenbahnvermögen (BEV)
Anzahl Widerruf Sonderurlaub: 159
Begründung: Persönliche, dienstliche oder gesundheitliche Gründe, Kündigun-
gen, Wechsel der privaten Arbeitgeber
Des Weiteren wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen.

 6. Haben Beamtinnen und Beamte aus Bundesministerien oder dem Bun-
deskanzleramt seit Beginn der 19. Wahlperiode genehmigungspflichtige 
Nebentätigkeiten in der Privatwirtschaft aufgenommen (bitte das Bun-
desministerium und die Institution der Privatwirtschaft, den Zeitraum 
und Dauer der Nebentätigkeit, den durchschnittliche wöchentlichen 
Stundenumfang der Tätigkeit, Aufgaben bzw. Einsatzgebiet des Beamten 
oder der Beamtin, besondere Auflagen für Beamtinnen und Beamten 
nennen)?

Zur Beantwortung wird auf die Anlage 3* verwiesen.

* Von einer Drucklegung der Anlage wird abgesehen. Diese ist auf Bundestagsdrucksache 19/28224 auf der Internetseite 
des Deutschen Bundestages abrufbar.
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 7. Gibt es angeschlossene oder laufende gerichtliche Überprüfungen von 
Fällen des Einsatzes von Beamtinnen und Beamten aus Bundesministe-
rien, dem Bundeskanzleramt oder Bundesbehörden in der Privatwirt-
schaft?

Wenn ja, welche sind das?

Wie haben die Gerichte geurteilt?

Der Bundesregierung liegen keine abgeschlossenen gerichtlichen Überprüfun-
gen vor, laufende gerichtliche Überprüfungen sind nicht bekannt.

 8. Gab es in der Vergangenheit bzw. gibt es nach Kenntnis der Bundesregie-
rung derzeit Fälle, in denen aktive oder pensionierte Beamte des Bundes, 
insbesondere aus den Sicherheitsbehörden des Bundes, und aktive oder 
im Ruhestand befindliche Bundeswehrsoldaten im Rahmen von Sonder-
urlaub für private Sicherheitsunternehmen mit Sitz in Deutschland oder 
im Ausland in der Vergangenheit und derzeit tätig (gewesen) sind (bitte 
in anonymisierter Form nach Stammbehörde, Dienstgrad und Sektor so-
wie geographisches Einsatzgebiet des jeweiligen Sicherheitsunterneh-
mens aufführen)?

 9. In welchen Fällen erhielten bzw. erhalten die betreffenden Personen un-
bezahlten Sonderurlaub (bitte in anonymisierter Form nach Stammbehör-
de, Dienstgrad und Sektor sowie geographisches Einsatzgebiet des jewei-
ligen Sicherheitsunternehmens aufführen)?

10. In welchen Fällen erhielten bzw. erhalten die betreffenden Personen be-
zahlten Sonderurlaub, weil der Sonderurlaub nach Einschätzung der über 
die Erteilung des Sonderurlaubs entscheidenden Behörde auch dienstli-
chen Zwecken diene (bitte in anonymisierter Form nach Stammbehörde, 
Dienstgrad und Sektor sowie geographisches Einsatzgebiet des jeweili-
gen Sicherheitsunternehmens aufführen)?

11. Worauf stützte bzw. stützt in den Fällen der Gewährung von Sonder-
urlaub unter Fortzahlung der Besoldung die über die Gewährung des 
Sonderurlaubs jeweils entscheidende Behörde ihre Einschätzung, dass 
der Sonderurlaub auch dienstlichen Zwecken diene (bitte in anonymisier-
ter Form nach Stammbehörde, Dienstgrad und Sektor sowie geographi-
sches Einsatzgebiet des jeweiligen Sicherheitsunternehmens aufführen)?

12. In welchen Fällen wurde der bezahlte Sonderurlaub für einen Zeitraum 
von maximal zwei Wochen, in welchen Fällen für mehr als zwei Wochen 
gewährt (bitte in anonymisierter Form nach Stammbehörde, Dienstgrad 
und Sektor sowie geographisches Einsatzgebiet des jeweiligen Sicher-
heitsunternehmens aufführen)?

13. In welchen Fällen wurde Sonderurlaub unter Fortzahlung der Besoldung 
mit Zustimmung des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Hei-
mat für mehr als sechs Monate gewährt (bitte in anonymisierter Form 
nach Stammbehörde, Dienstgrad und Sektor sowie geographisches Ein-
satzgebiet des jeweiligen Sicherheitsunternehmens aufführen)?
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14. Worauf stützte bzw. stützt das Bundesministerium des Innern, für Bau 
und Heimat in welchen Fällen zu Frage 8 seine Zustimmung zur Be-
urlaubung im Hinblick auf die Voraussetzung, dass der Sonderurlaub von 
mehr als sechs Monaten auch dienstlichen Zwecken diene (bitte in 
anonymisierter Form nach Stammbehörde, Dienstgrad und Sektor sowie 
geographisches Einsatzgebiet des jeweiligen Sicherheitsunternehmens 
aufführen)?

Die Fragen 8 bis 14 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.
Es sind hier keine Fälle bekannt bzw. können die Fragen aufgrund des hohen 
Detaillierungsgrades nicht unter Rückgriff auf die Personalwirtschaftssysteme 
beantwortet werden. Hierzu wäre eine Einzelfallprüfung auf Grundlage der je-
weiligen analogen Personalakten erforderlich.
Zusatz des Bundesministeriums der Verteidigung (BMVg): Da sich in der 
19. Legislaturperiode alleine über 2.000 Beamtinnen und Beamte des Bundes-
ministeriums der Verteidigung bzw. seines nachgeordneten Geschäftsbereichs 
im Sonderurlaub befanden, würden diese Prüfungen mehrere Monate Bearbei-
tungszeit in Anspruch nehmen. Eine Auswertung für die Soldatinnen und Sol-
daten der Bundeswehr würde zudem die Einbindung der jeweiligen Beschäfti-
gungsdienststellen erforderlich machen. Dies gilt auch für die Beantwortung 
der Fragen 15 und 16.

15. Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen es nach Beendigung 
des Einsatzes und der Rückkehr eines Beamten bzw. einer Beamtin zu 
seiner bzw. ihrer entsendeten Dienstbehörde zu Interessenkonflikten 
kam, und wenn ja, wie viele sind das, und wie wurde mit ihnen umge-
gangen?

Es sind der Bundesregierung keine Fälle bekannt, in denen es nach Beendigung 
des Einsatzes und der Rückkehr eines Beamten bzw. einer Beamtin in die 
Dienstbehörde zu Interessenkonflikten kam.

16. Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen sich Interessenkonflik-
te während der Tätigkeit erst im Nachhinein herausgestellt haben, und 
wenn ja, wie viele Fälle sind das, und wie wurde damit umgegangen?

Es sind der Bundesregierung auch keine Fälle bekannt, in denen sich Interes-
senkonflikte während der Tätigkeit erst im Nachhinein herausgestellt haben.
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